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Drucksache IY/1612 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. November 1963 

8 — 65304 — 6279/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Anmerkung 3 Abs. 3 zu Tarifnr. 
27.01 des Deutschen Zolltarifs 1963 (Bundesgesetzbl. II S. 744) 
in der zur Zeit geltenden Fassung die von der Bundesregierung 
beschlossene 

Neunundzwanzigste Verordnung zur Ände- 
rung des Deutschen Zolltarifs 1963 (Zollkon- 
tingent für feste Brennstoffe) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Die Verordnung ist gleichzeitig dem Herrn Präsidenten des 
Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Neunundzwanzigste Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1963 
(Zollkontingent für feste Brennstoffe) 

Auf Grund der Anmerkung 3 Abs. 3 zu Tarifnr. 
27.01 des Deutschen Zolltarifs 1963 (Bundesgesetzbl. 

II S. 744) in der zur Zeit geltenden Fassung verord- 
net die Bundesregierung, nachdem dem Bundesrat 
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben worden 
ist, mit Zustimmung des Bundestages: 

§ 1 

Im Deutschen Zolltarif 1963 wird die Tarifnr. 27.01 
(Steinkohle usw.) wie folgt geändert; 

In der Anmerkung 3 werden in Absatz 2 die Worte 
„insgesamt 105 vom Hundert" geändert in „ins- 
gesamt 108,5 vom Hundert". 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten über- 
ieitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 13 des Gesetzes 
über das Zollkontingent für feste Brennstoffe 1963 
und 1964 vom 27. Dezember 1962 (Bundesgesetzbl. 

II S. 2383) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


Auf Grund der im letzten, außergewöhnlich kalten 
Winter gemachten Erfahrungen sind viele Haus- 
brandverbraucher abweichend von ihrer bisherigen 
Übung dazu übergegangen, den Bedarf an festen 
Brennstoffen schon vor Beginn der Heizperiode 
möglichst vollständig zu decken. Hinzu kommt, daß 
die von den Verbrauchern bestellten Mengen viel- 
fach nicht unerheblich über ihrem Bedarf in einem 
normalen Winter liegen. Da die Produktion an 
Kohle über das ganze Jahr verteilt anfällt und Haus- ; 
brandkohle nicht mehr auf Halde liegt, können die i 
entsprechend verstärkten Anforderungen des Han- | 
dels vom Bergbau nicht immer sofort erfüllt werden. 
Damit können auch die dem Handel vorliegenden 
Aufträge der Verbraucher nicht unverzüglich und in 
vollem Umfang ausgeführt werden. Hierdurch ist 
in der Öffentlichkeit eine Beunruhigung eingetreten, 
wobei in Kreisen des Kohlenhandels und in der 
Presse vielfach die Auffassung vertreten wird, daß 
die Hausbrandversorgung in dem kommenden Win- 
ter nicht gesichert sei. 

Die Verkaufsgesellschaften des Steinkohlen- und 
Braunkohlenbergbaus haben allerdings ausdrücklich 
erklärt, daß sie in der Lage seien, im laufenden ' 
Kohlenwirtschaftsjahr (1. April 1963 bis 31. März 
1964) insgesamt mindestens die gleichen Mengen 
an Hausbrandkohle zur Verfügung zu stellen wie 
im vergangenen Kohlenwirtschaftsjahr, das infolge 
des sehr kühlen Sommers und des besonders kalten 
Winters einen außergewöhnlich hohen Brennstoff- 
verbrauch aufzuweisen hatte. Die Produktion hat 
diese Zusage bisher auch eingehalten. 

Trotzdem sind die Klagen über unzureichende Be- 
lieferung mit Hausbrandbrennstoffen nicht ver- 
stummt, so daß die Beunruhigung in der Öffentlich- 
keit weiter anhält. Angesichts dieser Lage und mit 
Rücksicht auf einen möglicherweise wiederum un- 


gewöhnlich kalten Winter glaubt die Bundesregie- 
rung, die Beschränkungen, die derzeit der Einfuhr 
von Hausbrandkohle aus dritten Ländern entgegen- 
stehen, nicht in vollem Umfang aufrechterhalten zu 
können. 

In dem vorgelegten, auf Anmerkung 3 Abs. 3 der 
Tarifnr. 27.01 des Deutschen Zolltarifs 1963 in der 
zur Zeit geltenden Fassung gestützten Verordnungs- 
entwurf ist daher eine Erhöhung des Zollkontingents 
für die Jahre 1963 und 1964 von 105 auf 108,5 vom 
Hundert der im Durchschnitt der Jahre 1954 bis 
1958 aus dritten Ländern in das Bundesgebiet ein- 
geführten Mengen vorgesehen. Diese Erhöhung er- 
gibt eine Menge von 400 000 t. Diese zusätzliche 
Einfuhrmenge entspricht rd. 3,4 vom Hundert des 
Vorjahresabsatzes an Steinkohle und Steinkohlen- 
briketts für Hausbrandzwecke im Bundesgebiet. 

Nach den Grundsätzen des Zollkontingentgesetzes 
ist auch die zusätzliche Zollkontingentmenge anteil- 
mäßig auf die Lieferländer und die Importeure auf- 
zuteilen, Hierdurch entfallen 335 000 t auf ameri- 
kanische Kohle, die in Feinkohle zum Zwecke der 
Brikettierung, aber auch in hausbrandfähigen Sor- 
ten eingeführt werden könnten. Für die Versorgung 
des süddeutschen Raumes ist bedeutsam, daß Polen 
im Ausmaß seines zusätzlichen Zollkontingents Haus- 
brandkohle zu liefern bereit ist. Damit können ins- 
besondere die in Bayern noch offenen Bezugs- 
wünsche an Hausbrandkohle erfüllt werden. 

Um zu gewährleisten, daß die Mehrmengen nur 
für den mit der Verordnung verfolgten Zweck 
(Hausbrandversorgung im kommenden Winter) ver- 
wendet werden, ist beabsichtigt, die mit dem Zu- 
satzkontingent gleichzeitig auszugebenden Einfuhr- 
genehmigungen mit einer entsprechenden Auflage 
zu versehen und ihre Laufzeit bis zum 31. März 1964 
zu beschränken. 
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